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KI IN DER ARBEITSWELT

Entlastung ja – Entmündigung nein
Künstliche Intelligenz ist längst kein fernes 
Zukun� sthema mehr. Sie ist im Alltag angekommen – 
auch im ö� entlichen Dienst. Texte lassen 
sich schneller erstellen, Informationen 
schneller aufbereiten, Routineaufgaben 
teilweise automatisieren. Wer KI 
sinnvoll nutzt, merkt sehr schnell, 
wie viel Zeit dadurch eingespart 
werden kann.

Ulf Dieter
stellvertretender Landesvorsitzender

Das ist zunächst einmal etwas Positives. 
Beschä� igte können entlastet werden. 

Zeit, die bisher für Routinetätigkeiten benö-
tigt wurde, kann für anspruchsvollere Aufga-
ben genutzt werden. Prozesse können einfa-
cher, schneller und vielleicht auch besser wer-
den. Aber genau an diesem Punkt müssen wir 
als Gewerkscha�  aufmerksam werden. Denn 
Entlastung und Entmündigung liegen näher 
beieinander, als man zunächst denkt. Solan-
ge KI ein Werkzeug ist, das Beschä� igte un-
terstützt, ist vieles gewonnen. Problematisch 
wird es dort, wo aus einem Vorschlag schlei-
chend eine Vorgabe wird. Wo Beschä� igte 
nicht mehr prüfen, sondern nur noch über-
nehmen. Wo nicht mehr gefragt wird, ob ein 
Ergebnis richtig und nachvollziehbar ist, son-
dern nur noch, ob das System einen entspre-
chenden Vorschlag gemacht hat. Dann droht 
ein Verlust beru� icher Eigenständigkeit.

Gerade im ö� entlichen Dienst darf Verant-
wortung aber nicht an technische Systeme de-
legiert werden. Entscheidungen müssen wei-
terhin von Menschen getro� en, verstanden 
und verantwortet werden. Wer eine Entschei-
dung tre� en soll, muss auch in der Lage sein, 
sie fachlich zu beurteilen und gegebenenfalls 
einem technischen Vorschlag zu widerspre-
chen. Deshalb braucht es klare Leitplanken.

Beschä� igte müssen das Recht haben, von 
KI-Vorschlägen abzuweichen. Sie müssen wis-
sen, wie die Systeme funktionieren, wo ihre 

Grenzen liegen und welche Fehlerquellen be-
stehen. Quali� zierung darf sich deshalb nicht 
darauf beschränken, zu erklären, welche 
Knöpfe gedrückt werden müssen. Entschei-
dend ist vielmehr, dass Beschä� igte verste-
hen, was KI leisten kann – und was eben nicht.

Hinzu kommt ein weiterer Punkt, über 
den aus meiner Sicht noch viel zu wenig ge-
sprochen wird. Bestimmte einfache Tätigkei-
ten werden durch KI kün� ig wahrscheinlich 
deutlich weniger werden. Standardtexte, 
 Zusammenfassungen, Recherchen oder wie-
derkehrende Verwaltungsvorgänge lassen 
sich zunehmend automatisieren. Das wird 
Auswirkungen auf Arbeitsplätze haben.

Für vorhandene Beschä� igte bedeutet das 
vor allem eines: Quali� zierung, interne Wech-
sel und Beschä� igungssicherung müssen 
frühzeitig organisiert werden. Es wäre falsch, 
die Augen davor zu verschließen, dass sich Tä-
tigkeitspro� le verändern werden. Noch span-
nender ist allerdings die Frage, was dies für 
neue Beschä� igte bedeutet. Viele Menschen 
haben ihren Beruf bislang über einfachere 
Aufgaben gelernt. Man hat klein angefangen, 
Erfahrungen gesammelt, Fehler gemacht und 
sich Schritt für Schritt an schwierigere Aufga-
ben herangearbeitet. Wenn KI kün� ig genau 
diese einfachen Tätigkeiten übernimmt, stellt 
sich die Frage: Wo lernen junge Beschä� ig-
te eigentlich noch ihr Handwerk? Wir dürfen 
nicht zulassen, dass beru� iche Lernwege ver-

schwinden. Vielleicht müssen wir kün� ig an-
ders ausbilden. Vielleicht müssen Lernphasen 
bewusster organisiert und Übungsräume ge-
scha� en werden. Aber eines sollte klar sein: 
Wenn Beschä� igte am Ende nur noch auf fer-
tige KI-Ergebnisse zurückgreifen, ohne die da-
hinterliegenden Prozesse zu verstehen, ver-
lieren wir langfristig Fachwissen und Hand-
lungssicherheit. Das wird spätestens dann 
zum Problem, wenn die Technik ausfällt, fal-
sche Ergebnisse liefert oder ein Sachverhalt 
außerhalb des üblichen Standards liegt. Des-
halb muss auch in einer digitalisierten Ar-
beitswelt ausreichend fachliche Grundkom-
petenz erhalten bleiben. Für Personalräte und 
Gewerkscha� en ergibt sich daraus ein klarer 
Au� rag. Wir dürfen nicht erst dann beteiligt 
werden, wenn ein KI-System bereits bescha�   
und eingeführt wurde. Beteiligung muss vor-
her beginnen. Es geht dabei nicht nur um Da-
tenschutz oder technische Fragen. Es geht um 
Arbeitsorganisation, Quali� zierung, Personal-
entwicklung, Leistungs- und Verhaltenskont-
rolle, Ha� ungsfragen und nicht zuletzt um Be-
schä� igungssicherung. Und wir sollten auch 
nicht so tun, als könne alles bleiben wie bisher.

Natürlich werden Arbeitgeber – auch im 
ö� entlichen Dienst  – danach fragen, wie 
Produktivitätsgewinne genutzt werden kön-
nen. Das ist nachvollziehbar. Entscheidend 
ist aber, dass diese Produktivitätsgewinne 
nicht ausschließlich auf der Arbeitgebersei-
te ankommen. Wenn KI-Arbeit erleichtert 
und Zeit spart, müssen auch Beschä� igte 
davon pro� tieren: durch Entlastung, bes-
sere Arbeitsbedingungen, mehr Zeit für an-
spruchsvolle Aufgaben und durch neue Ent-
wicklungsmöglichkeiten.

Für mich lautet deshalb die entscheiden-
de Frage nicht, ob wir KI wollen oder nicht. 
Diese Diskussion ist längst überholt. Die ent-
scheidende Frage lautet: Wie gestalten wir 
ihren Einsatz? Nicht technikfeindlich. Nicht 
blauäugig. Sondern mit einer klaren gewerk-
scha� lichen Haltung. KI darf uns unterstüt-
zen. Sie darf uns Arbeit abnehmen. Sie darf 
Prozesse verbessern. Aber sie darf uns nicht 
das Denken abnehmen. Denn am Ende muss 
der Mensch entscheiden können – und auch 
widersprechen dürfen. KI darf uns entlas-
ten, aber sie darf uns nicht entmündigen. I

Zukun� sthema mehr. Sie ist im Alltag angekommen – 
auch im ö� entlichen Dienst. Texte lassen 
sich schneller erstellen, Informationen 
schneller aufbereiten, Routineaufgaben 

Foto: GdP BW
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ERNENNUNG VON 140 POLIZEIOBERMEISTERINNEN UND POLIZEIOBERMEISTERN

Vertreter des geschäftsführenden 
Landesvorstandes (GLV) waren dabei
Markus Glock
stellvertretender Landesvorsitzender

An den fünf Ausbildungsstandorten in
Baden-Württemberg fanden Ende Au-

gust die Ernennungsfeierlichkeiten statt. 
Auch die Gewerkschaft der Polizei (GdP) war 
regelmäßig zu den Feierlichkeiten eingela-
den. Mit unserer Anwesenheit möchten wir 
nicht nur unsere Glückwünsche übermit-

teln, sondern ein wertschätzendes Zeichen 
setzen: Die GdP begleitet die Beamtinnen 
und Beamten in Ausbildung von ihrem Ein-
tritt in die Gewerkschaft – meist zu Ausbil-
dungsbeginn – bis zu ihrer Ernennung und 
darüber hinaus. Eine Bindung und Aufnah-
me in die neuen Bezirksgruppen ist daher 
ein zentrales Thema der GdP im Land.

Bei den Feierlichkeiten waren an den 
einzelnen Ausbildungsstandorten auch 
Vertreter des Innenministeriums sowie 

Mitglieder des Landtages zugegen. Die an-
wesenden Spitzen der Polizei gaben dem 
Anlass eine hohe Bedeutung: Landespoli-
zeipräsidentin Dr. Hinz (Biberach), Minis-
terialrätin Ströbele (Herrenberg, Lahr und 
Wertheim) sowie Landeskriminaldirekto-
rin Zarges (Bruchsal) gehörten zu den Eh-
rengästen. Die Anwesenheit der GdP-Ver-
treter zeigt auch der Polizeiführung: Wir 
sind da, wir unterstützen – aber wir wer-
den auch weiterhin Stellung zugunsten un-
serer Kolleginnen und Kollegen beziehen.

Unsere Landeskassiererin Ruth Wörhrle-
Haas vertrat die GdP am IBA Lahr; die drei 
stellvertretenden Landesvorsitzenden teil-
ten sich die weiteren Standorte unter sich auf. 
Ulf Dieter war in Herrenberg zugegen, Cars-
ten Beck in Biberach und Markus Glock reprä-
sentierte die GdP in Wertheim und Bruchsal.

Einen herzlichen Glückwunsch auch auf 
diesem Wege nochmals an alle neu ernann-
ten Polizeiobermeisterinnen und Polizei-
obermeister vonseiten eurer Gewerkschaft. 
Wir sind für euch da!  I
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PRAKTIKUM BEI DER GdP

Vom GdP-Zeltlager am Bodensee 
zum dualen Studium
Redaktion

Noah kennt die Gewerkschaft der Polizei
bereits seit vielen Jahren. Schon als Ju-

gendlicher nahm er mehrfach an der Jugend-
freizeit der GdP im Zeltlager am Bodensee teil. 
Damals standen Gemeinschaft, Freizeit und 
das gemeinsame Erlebnis im Mittelpunkt.

Inzwischen hat sich sein Blick auf die 
GdP verändert. Aus dem Teilnehmer einer 
GdP-Jugendfreizeit wurde für vier Wochen 

ein Praktikant in unserer GdP-Geschäfts-
stelle in Mannheim.

Während seines Berufspraktikums er-
hielt Noah einen umfassenden Einblick in 
die tägliche Arbeit unserer Gewerkschaft. 
Dabei konnte er selbst aktiv mitarbeiten 
und verschiedene Aufgaben übernehmen. 
Zu seinen Tätigkeiten gehörten insbeson-
dere:

• Erstellung und Gestaltung eines Newslet-
ters für die GdP

• Unterstützung bei der Gestaltung und
Bedruckung verschiedener GdP-Materi-
alien

• Einblicke in die Aufgaben, Strukturen
und Tätigkeitsfelder der Gewerkschaft 
der Polizei

• Kennenlernen der Arbeitsabläufe und
Organisation unserer Geschäftsstelle

• Mitarbeit bei allgemeinen Büro- und Ver-
waltungsaufgaben

Die vier Wochen haben Noah damit eine 
ganz andere Seite der GdP gezeigt. Er konn-
te erleben, wie gewerkschaftliche Arbeit or-
ganisiert wird und wie vielfältig die Aufga-
ben hinter den Kulissen sind.

Für uns war es besonders schön, einen 
ehemaligen Teilnehmer unserer Jugendfrei-
zeit Jahre später als Praktikanten in der Ge-
schäftsstelle begrüßen zu dürfen.

Nun beginnt für Noah der nächste Ab-
schnitt. Nach seinem vierwöchigen Prakti-
kum startet er sein duales Studium.

Wir bedanken uns bei Noah für seine 
Unterstützung und sein Engagement in den 
vergangenen Wochen und wünschen ihm 
für sein duales Studium viel Erfolg, interes-
sante Erfahrungen und einen guten Start in 
diesen neuen Lebensabschnitt.

Vielleicht kreuzen sich seine Wege und 
die der GdP auch künftig wieder.  I
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Damals und heute: Noah auf dem linken Foto zusammen mit seinem Bruder Samuel und dem Campleiter Thomas 
Mohr und heute im Büro der GdP-Geschäftsstelle in Mannheim.
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VORSORGEVOLLMACHT BEIM LBV

Rechtzeitig handeln

Zwei aktuelle Sterbefälle im
Bereich der Polizei haben ge-

zeigt, wie wichtig eine Vorsorge-
vollmacht beim Landesamt für 
Besoldung und Versorgung (LBV) 
Baden-Württemberg ist. In beiden 
Fällen lag keine entsprechende 
Vollmacht vor.

Krankheit, Unfall oder Tod kön-
nen dazu führen, dass Beschäf-
tigte oder Versorgungsempfänger 
ihre Angelegenheiten gegenüber 
dem LBV nicht mehr selbst regeln 
können. Ohne wirksame Vollmacht 
dürfen Angehörige oder andere Ver-
trauenspersonen nicht ohne Weite-
res tätig werden.

Mit dem Vordruck 319a kann 
eine Vertrauensperson für folgen-
de Bereiche bevollmächtigt wer-
den:
• Besoldungs-, Versorgungs- und 

Entgeltangelegenheiten
• Beihilfe- und Heilfürsorgeange-

legenheiten

Das LBV emp� ehlt eine vollum-
fängliche Vorsorgevollmacht. Die 
bevollmächtigte Person kann bei Bedarf ei-
gene Zugangsdaten für das Kundenportal er-
halten. Die bisherigen Zugangsdaten dürfen 
nicht übernommen werden.

Liegt keine Vollmacht vor, müssen Ver-
tretungs- oder Erbenrechte beispielsweise 
durch einen Erbschein, ein erö� netes Tes-
tament oder eine notariell beglaubigte Voll-

macht nachgewiesen werden. Das 
verursacht Kosten und kann meh-
rere Wochen oder Monate dauern. 
Bis zur Klärung kann das LBV kei-
ne Angelegenheiten für eine ande-
re Person bearbeiten.

Der Vordruck 319a steht kosten-
los auf der Internetseite des LBV 
zur Verfügung. Er kann über das 
Kundenportal hochgeladen oder 
per Post eingereicht werden. Die 
Vollmacht sollte ausgefüllt und un-
terschrieben werden, solange die 
vollmachtgebende Person selbst 
wirksam handeln kann.

Wichtig ist außerdem: Die LBV-
Vorsorgevollmacht ersetzt keine 
Bankvollmacht. Banken können 
eigene Vollmachtsformulare ver-
langen.

Die GdP-Seniorengruppe emp-
� ehlt allen volljährigen Beschäf-
tigten sowie Versorgungsempfän-
gerinnen und Versorgungsempfän-
gern, ihre Vorsorge jetzt zu prüfen. 
Das Ausfüllen dauert nur wenige
Minuten. Im Ernstfall erspart eine
hinterlegte Vollmacht den Angehö-

rigen erhebliche organisatorische und � nan-
zielle Belastungen.

Walter Burkart und Martin Zerrinius
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STELLUNGNAHME ZUR PETA-ANZEIGE

Diensthunde und Dienstpferde: hoher 
taktischer Einsatzwert für unsere Polizei

Die Ausschreitungen beim DFB-Pokal-
spiel zwischen dem SV Waldhof Mann-

heim und dem 1. FC Kaiserslautern haben 
erneut eine Diskussion über den Einsatz 
von Diensttieren ausgelöst. Nachdem wäh-
rend des Einsatzes Pyrotechnik unmittel-
bar neben einem Polizeipferd explodierte, 
kündigte die Tierschutzorganisation PETA 
rechtliche Schritte an und stellte den Einsatz 

von Pferden und Hunden im Polizeidienst 
grundsätzlich infrage. Diese pauschale Kri-
tik grei�  aus Sicht der GdP zu kurz.

Diensthunde und Dienstpferde verfü-
gen über einen hohen taktischen Einsatz-
wert. Sie sind vielseitig, e� ektiv und lage-
angepasst einsetzbar. Für die Polizei Ba-
den-Württemberg sind sie unverzichtbare 
Einsatzmittel.

Dienstpferde: Präsenz kann 
bereits deeskalieren

Gerade bei Großveranstaltungen, Versamm-
lungen und Fußballspielen bieten Polizei-
pferde besondere taktische Möglichkeiten.

Die erhöhte Position ermöglicht den Poli-
zeireiterinnen und Polizeireitern einen gu-
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ten Überblick über größere Menschenan-
sammlungen. Berittene Kräfte können Men-
schenströme lenken, Räume sichern und 
Absperrmaßnahmen unterstützen.

Dabei muss es nicht immer zum unmit-
telbaren Einsatz kommen. Bereits das sicht-
bare Auftreten einer Reiterstaffel kann Wir-
kung entfalten. Die Präsenz der Tiere schafft 
Wahrnehmung und Distanz und kann da-
durch zur Deeskalation beitragen.

Diese besonderen Fähigkeiten lassen sich 
nicht ohne Weiteres durch andere Führungs- 
und Einsatzmittel ersetzen.

NRW: Dienstpferde abgeschafft 
und wenige Jahre später wieder 
eingeführt

Ein Blick nach Nordrhein-Westfalen zeigt, 
welchen Stellenwert berittene Polizeikräfte 
haben können. Ende 2002 wurde dort die Auf
lösung der Polizeireiterstaffeln beschlossen 
und 2003 umgesetzt. Damals bestanden noch 
zehn Staffeln mit insgesamt 121 Dienstpferden.
Bereits 2006 führte Nordrhein-Westfalen wie-
der Polizeireiterstaffeln ein. Zunächst wurden 
entsprechende Einheiten bei den Polizeipräsi-
dien Düsseldorf und Dortmund eingerichtet.

Diese Entwicklung zeigt: Wer auf Reiter-
staffeln verzichtet, verliert besondere tak-
tische Einsatzmöglichkeiten. Nordrhein-
Westfalen hat diese Entscheidung bereits 
nach wenigen Jahren korrigiert.

Diensthunde sind vielseitige 
Spezialisten

Auch unsere Diensthunde erfüllen ein brei-
tes Spektrum polizeilicher Aufgaben. Sie 
kommen unter anderem bei Schutz- und Zu-
griffseinsätzen zum Einsatz, suchen vermiss-
te oder flüchtige Personen und unterstüt-
zen bei der Suche nach Betäubungsmitteln, 
Sprengstoffen oder anderen Gegenständen.

Dabei handelt es sich um speziell ausge-
bildete Tiere. Diensthunde und Dienstpfer-
de werden systematisch auf ihre Aufgaben 
vorbereitet und an unterschiedliche Ein-
satzsituationen herangeführt. Dazu gehö-
ren Lärm, größere Menschenansammlun-
gen und weitere Belastungen des Einsatz-
geschehens.

Auch die Diensthundeführerinnen und 
Diensthundeführer sowie die Polizeireiterin-
nen und Polizeireiter erhalten eine besondere 
Ausbildung. Tier und Mensch bilden im Ein-
satz eine aufeinander abgestimmte Einheit.

Angriffe mit Pyrotechnik 
klar benennen

Der Schutz unserer Diensttiere muss bei der 
Planung und Durchführung von Einsätzen 
berücksichtigt werden. Daran besteht kein 
Zweifel.

Wenn allerdings Raketen, Böller oder an-
dere pyrotechnische Gegenstände in Rich-
tung von Polizeikräften oder Diensttieren 
geworfen oder abgeschossen werden, muss 
auch die Ursache der konkreten Gefährdung 
klar benannt werden.

Wer Pyrotechnik gegen Einsatzkräfte 
oder in unmittelbarer Nähe von Dienst-
tieren einsetzt, gefährdet Tier und 
Mensch.

Nach den Ereignissen in Mannheim 
muss deshalb insbesondere aufgearbeitet 
werden, wer für solche Handlungen verant-
wortlich ist. Vorhandene Videoaufzeichnun-
gen müssen ausgewertet, Tatverdächtige 
identifiziert und die Straftaten konsequent 
verfolgt werden.

Diensttierschutz und 
professioneller Polizeieinsatz 
stehen nicht im Widerspruch

Unsere Diensthunde und Dienstpferde ver-
dienen Schutz und Respekt. Gleiches gilt für 
die Kolleginnen und Kollegen, die gemein-
sam mit ihnen ihren Dienst leisten.

Für die Polizei Baden-Württemberg blei-
ben Diensthunde und Dienstpferde aufgrund 
ihrer besonderen Fähigkeiten und ihres ho-
hen taktischen Einsatzwertes unverzichtbar.

Thomas Mohr, 
Vorsitzender GdP-Mannheim
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GdP-Bezirksgruppe PTLS Pol | Nauheimer Str. 101 | 70372 Stuttgart 
Telefon: 0711 2302-8802 | E-Mail: stuttgart.ptls.gdp@polizei.bwl.de

Die GdP Bezirksgruppe PTLS Pol lädt alle 
Skatspielerinnen und Skatspieler ein zum 

14. Ewald-Schöffler Skatturnier

Donnerstag, 08. Oktober 2026, ab 16:00 Uhr 
Präsidium Technik Logistik Service der Polizei 

Nauheimer Str. 99, 70372 Stuttgart 
Konferenzraum III, 3. OG, Raum 2330 

Alle Kolleginnen und Kollegen, auch die, die nicht GdP Mitglied sind  
und gerne Skat spielen sind herzlich eingeladen. 

Alle Teilnehmenden erhalten Sachpreise! 
Anmeldung bis 02.10.2026 bei 

       Uli Decker, Tel. 07166 351 
uli.decker@t-online.de

Quelle: PoliDrive

Quelle: GdP FRAUEN-GRUPPE (KI-generiert) Quelle: Uli Deckert
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JETZTANMELDEN!

BOS-Tag 2026 

Der Staatsanzeiger BOS-Tag ist ein 
Fachtag für Führungskräfte und 
Entscheidungsträger:innen aus 
Behörden und Organisationen mit 
Sicherheitsaufgaben. Im Fokus 
steht in diesem Jahr ein Thema 
von höchster gesellschaftlicher 
Relevanz: der Schutz kritischer 
Infrastrukturen. Am 19. November 
im Landratsamt Rastatt.

Weitere Informationen unter:
bos-tag.staatsanzeiger.de

Kritische 
Infrastrukturen 
schützen

Bequemer als der Einstieg 
in einen GruKW.
Deine private Kfz-Versicherung der PVAG.
Du beginnst Deine Karriere bei der Polizei und bist GdP-Mitglied? 

Dann steigst Du mit Schadenfreiheitsklasse ½ mit einem Beitragssatz von 
nur 70% in Deine private Kfz-Versicherung ein. Selbstverständlich inklusive 
der  leistungsstarken Konditionen! 

Lass‘ Dir gleich ein persönliches Angebot erstellen!

Profiberatung  
in Deiner Nähe

Kontaktdaten scannen!

PVAG Polizeiversicherungs-AG
Zielgruppenmanager ÖD
Jürgen Rittel

Mies-van-der-Rohe-Str. 6
80807 München
Telefon 089-55144110
Mobil 0160-7233808
juergen.rittel@signal-iduna.de 
www.pvag.de

Die Gewerkschaft der Polizei (GdP), Landesbezirk Baden-Württemberg, ist Kooperationspartner des BOS-Tag 
2026. Mitglieder bekommen 10 Prozent Rabatt. Der Code kann über events@gdp-bw.de angefordert werden.

Quelle: GdP-MA (Ki-generiert)

Quelle: PVAG-Versicherung (Jürgen Rittel)
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